Anklage:

Manfred Reist

Titel: 
„Ich bin nicht arbeitslos, ich habe Berufsverbot“


Die Geschichte eines Anderen.

... Wenn jedoch das, was ich jetzt schreibe, nicht überzeugend ist und ich zu lebenslänglichem Schweigen verurteilt werde, bitte ich die Regierung, mir eine Arbeit in meinem Beruf zu geben und mich zur Arbeit als angestellter Regisseur an ein Theater zu kommandieren.

Ich bitte ausdrücklich um einen kategorischen Befehl, um eine Kommandierung, denn alle meine Versuche, Arbeit auf dem einzigen Gebiet zu finden, auf dem ich als wirklich qualifizierter Fachmann nützlich sein kann, haben ein völliges Fiasko erlitten. Mein Name ist dermassen odios gemacht worden, das Arbeitsangebote meinerseits Angst auslösen, obwohl einer gewaltigen Zahl von Schauspielern und Regisseuren, aber auch Theaterdirektoren meine virtuose Kenntnis der Bühne wohlbekannt ist.

Ich biete dem Land einen vollkommen ehrlichen Fachmann ohne jeden Schatten von Schädlingstätigkeit an, einen Regisseur und Schauspieler, der bereit ist, jedes beliebige  Stück gewissenhaft zu inszenieren, angefangen bei den Stücken von Shakespeare bis hin zu den Stücken des heutigen Tages.

Wenn ich nicht zum Regisseur ernannt werde, bitte ich um eine Anstellung als Statist. Wenn auch das nicht möglich ist, bitte ich um den Posten eines Bühnenarbeiters.

Sollte auch dies unmöglich sein, so bitte ich die Regierung, mit mir zu verfahren, wie sie es für notwendig befindet, aber irgendwie mit mir zu verfahren, denn vor mir, einem Dramatiker, der 5 Stücke geschrieben hat, liegen im gegenwärtigen Moment Armut, die Strasse und der Tod.

Michail Bulgakow

Brief an die Regierung der UdSSR

Moskau, 28. März 1930

Liebe Anwesenden

Anklage:

Als Beraterin bei der IGA, erhalte ich vielschichtige Einblicke in die Problematiken  unserer Mitglieder. Sozialhilfeempfänger, sowie Arbeitslose und andere Unterstützungspflichtige Personen werden von Amt zu Amt geschickt, um ihre Dokumente und Papiere zusammen zu tragen.  

Fragen über Fragen sollen beantwortet werden. Papiere in unterschiedlichem Turnus zusammengestellt und abgeliefert werden.

Menschen werden mit juristischen Vorlagen konfrontiert, bei dem der Einzelne nur mit professioneller Hilfe und Unterstützung zurecht kommt, was in der Regel nicht gratis ist.

Betroffene sind dem Sozialsystem schicksalshaft ausgeliefert. Es gibt Richtlinien, Verhaltensweisen, Gesetzesvorlagen, die oft nur schwer verständlich sind und für den Laien nicht transparent. Werden Anweisungen nicht befolgt oder Papiere nicht rechtzeitig abgeliefert verfährt man nach dem Sanktionsprinzip, es hagelt Einstelltage oder es werden finanzielle Kürzungen vorgenommen. Dieses Sozialsystem ist aufwendig, zermürbend und macht krank.

Baselstadt hat 22 verschiedene Abrechnungssysteme. Dies bedeutet jedes Amt verfügt über ein anderes Abrechnungssystem, was für uns Betroffene kaum zu verstehen ist.

Wir fordern eine zentrale Anlaufstelle, wo man alle Unterlagen von allen Aemtern erhalten kann, inklusive Beratung und Hilfe beim Ausfüllen der verschiedenen Formulare.

Dies wäre eine grosse Erleichterung und eine echte Hilfe für die Betroffenen.

Cathérine Merz

Ich beobachte und klage an:                                                                                       

Erwerbslose werden in ihrem freiwilligen Engagement für die Gesellschaft oft misstrauisch begegnet. Ihre Abhängigkeit von Behörden der Arbeitslosenversicherung oder Sozialhilfe wird ihnen immer wieder vorgehalten und ihr freiwilliger Einsatz in einem Verein, Organisation, Nachbarschaftshilfe etc. wird nicht mehr als nützlicher Beitrag zur allgemeinen Lebensqualität und der Allgemeinheit verstanden. Ihnen wird vorgehalten, sie missbräuchten die Unterstützungsleistungen, um sich ein schönes Leben zu gestalten.

Selbst von Bekannten und Freunden kommt der ständige Druck durch die gutgemeinte Frage, ob sie wieder eine Stelle hätten oder durch die unüberlegte Bemerkung, ich an deiner Stelle würde, das und jenes machen. 

So ziehen sich Betroffene oft aus ihren Engagements und Beziehungen zurück.

Dies ist eine subtile und perfide Form der Ausgrenzung. 

Gerade diese Einsätze im Gemeinwesen bilden doch den Boden der Gesellschaft. Selbst dieser Boden wird den Menschen in Abhängigkeit unter ihren Füssen weggezogen. 

Wir fordern deshalb: 

63  die Respektierung der Würde, Grund- und Menschenrechte durch Anerkennung der geleisteten Arbeit im freiwilligen Bereich. 

Anklage: Kranke Menschen beim Sozialamt / Ignoranz über das Leid

Ich klage an ...

mich selbst, weil ich als ...

... Schweizerin,

... jahrelange Arbeiterin,

... System-Angepasste,

... und brave Steuerzahlerin,

eines Tages den Fehler begangen habe, ...

Krebs zu bekommen!

Ich klage an ...

die Politiker, Behörden, Verantwortlichen und unser ganzes Sozialsystem, 

weil sie es zugelassen haben, mich Krebspatientin zu einer Sozialgeldempfängerin werden zu lassen, und mich somit in die Armutsebene drängten, ...

...nur weil ich auf die Invalidenrente warten musste! 

Kranke Menschen haben nichts auf dem Sozialamt verloren! Nicht einen Monat, und auch nicht ein oder zwei oder mehr Jahre!

Das Sozialamt ist nämlich der Ort, wo einem als erstes gesagt wird: „Ihre Mietwohnung ist zu teuer! Wir geben Ihnen an die Miete nur 600 Franken im Monat! Suchen Sie sich eine neue Wohnung!“ 

Es ist jener Ort, wo einem – trotz Krankheit - gesagt wird: „Wir übernehmen nur die Grundkosten Ihrer Krankenversicherung!“

Und es ist jener Ort, wo das scheinbar grosszügig, überbrückend gegebene Geld nirgendwo hinreicht, um sich GESUND zu ernähren!

Ich klage an!

Hinter mir stehen Tausende von weiteren Betroffenen.

Wir fordern: 

Die Zuständigkeit der Invalidenversicherung für kranke Menschen, und nicht das Sozialamt!

                                                                        ******

Ich klage noch einmal an ...

... mich selbst, weil ich wehrlos bin und es kaum schaffe, all den unüberlegten Worten, dem allseits diskriminierendem Denken und der ewigen Verschönlichung und Verharmlosung des Leides, ... die Stirn zu bieten. 

Ich klage an ...

all JENE, 

die uns alle in einen Topf werfen, welche uns mit dummen Sprüchen quälen wie z.B.:

„SCHEINinvalide!“

„Sozialschmarotzer!“

„Wer arbeiten will, findet immer Arbeit!“

„Wer Geld bekommt, soll dafür auch arbeiten!“

„Dir geht’s doch gut! – Sei froh, lebst Du in der Schweiz!“

Und diese achzelzuckenden Worte wie: „So-ist-es-halt!“... von jenen, die alles hinnehmen, stillschweigend akzeptieren, und dem ganzen Leid zuschauen. Gerade diese Menschen mache ich mitverantwortlich für das Leid!

Das Leid ... ist auch nicht mess-bar oder wert-bar in „weniger“ oder „mehr“! 

Das Leid ist ... anwesend, existent, Grundrechte-Widersprechend, gesundheitsschädigend,

in jeder Form eine Qual und schreit nach Hilfe, 

es ist angetreten, ... es ist DA. – Direkt vor Eurer Nase!

Ich klage an!

In Vertretung von einer knappen Million Schweizer Bewohner!

Wir fordern: 

Unsere Würde, die Grundrechte und Menschenrechte zurück!

Meine Anklage      =  

 ich betrachte mich als AHV-Opfer

Verursacher sind Regierungen, welche während ihrer Amtsperioden minimale Arbeit leisteten bei der Verwaltung der AHV !

1948  
Inkraftsetzung der AHV

Uns KV-Lehrlingen des Jahrganges 1931, wurde versprochen,  bei Eintritt ins Rentenalter 1993, würden wir existenzsichernde Renten erhalten in der Höhe von  80%, oder aber mindestens 70% des Durchschnitts unserer Gehälter, welche wir in den beiden letzten Jahren vor unserer Pensionierung erwirtschafteten.  Ich glaubte daran, so wie die meisten meiner KameradInnen  in deren Namen ich hier spreche.  Heute ist meine und unsere Enttäuschung enorm.    – das Ergebnis, die AHV Maximumsrente seit 2003 beträgt mit CHF 2'110.00 ca ein Drittel des gewerkschaftlich deklarierten Existenzminimums und ist damit weit entfernt von  der Existenzsicherung.

Ca zwei Jahre später hörte „man“, dass viel mehr Geld in die AHV fliesse als alle vorhergehenden Hochrechnungen ergeben hätten. Ende der fünfziger Jahre wurde in den Nachrichten mindestens drei verschiedene Male mitgeteilt, dass aus AHV – Überschüssen jedesmal mindestens CHF 50 Mio als Hilfe in Auslandprojekte verschenkt wurden.

1960 Gründung der IV aus dem AHV Fond

1966  
Anspruch auf Ergänzungsleistungen  wird gesetzlich verankert

Der Grund dafür – die AHV-Rente reichte nicht zum Leben !   

EL muss verlangt werden, damit wird der Mensch zum Bittsteller, was  als Entwürdigung empfunden wird, besonders wegen der Menge der zu beantwortenden Fragen  !
  Volksabstimmung zum Dreisäulenprinzips =  AHV / BVG / privates Sparen – wurde angenommen

Damaliger Slogan der Grauen Panther – Drei Säulen sind zum Heulen

1972  BVG als 2. Säule wird obligatorisch    (für mich war es 1986)  meine BVG-Beitragsdauer ergab für mich 1993 eine zu kleine Rente, ich erhielt von der Vorsorgekasse die Kapitalauszahlung, das Ergebnis heute, ich bin auf Ergänzungs-Leistungen angewiesen.
2003 BVG gerät in Not und ist starker Kritik ausgesetzt. 
Demos finden statt   „Stopp dem Rentenklau“    

„Hände weg von meiner AHV“

Betrachtung der Jahresintervalle : von der AHV 1948  bis  zu EL 1966  = 18 Jahre    

von den EL 1966 bis BVG-Obligatorium 1985/86  sind es 19,bzw 20 Jahre    

von d1985 bis 2003 sind es wiederum 18 Jahre   - 

Fazit : bei jeder neu geschaffenen Stufe dauert es ca 18 bis 20 Jahre zum nächsten Flop !

Das BVG heute, es muss mehr einbezahlt, mehr und länger gearbeitet werden um dann als Endergebnis weniger Rente zu erhalten. wobei Männerrenten mit höherem Umwandlungssatz berechnet werden mit dem Argument, dass Frauen länger leben 

 Wollen wir das ?

Trotzdem    mein Plädoyer für die AHV -  mit dem Umlageverfahren  ist sie, bei richtiger und verantwortungsvoller Politik das allgemein anerkannte und beste Sozialwerk. 
Mein Schlusssatz : nach einem erfüllten Leben, 30 Jahre Erwerbstätigkeit und 15 Jahren ehrenamtlicher Familienarbeit,  stellte ich mir mein „Alter“ besser vor und nicht an der Armutsgrenze !

Eine meiner Forderungen : Falschinformationen wie „die arme Jungen müssen für den Unterhalt der Alten schuften“ sind sofort richtig zu stellen.

Eine weitere dringliche Forderung :  sämtliche Regierungsmitglieder sind aufgerufen, besonders die Vorschriften des Bundes gemäss Artikel 110, 111, 112 und 113 der Bundesverfassung zu verwirklichen. Ausserdem sollen sie zum Wohle des Volkes tätig sein als dessen Diener sie vom Volk gewählt wurden.

Ich klage an!

Mich selbst, weil ich jung bin.

Ich klage an, 

all jene Verantwortlichen, 

die es zugelassen haben, dass ich als Schweizer Heimkind nach meinem Schulabschluss in Basel keine Lehrstelle fand, und erst in Zürich eine Verkaufsanlehre machen konnte. 

Eine Verkäuferstelle fand ich später keine in Basel, und musste somit als 22jähriger beim Arbeitsamt Basel stempeln gehen. 

Vier Jahre. 

Mit Aushilfsjobs mal hier mal da. 

Und immer wieder musste ich mir anhören:

„Wer arbeiten will, der findet auch Arbeit!“

Das Arbeitsamt versprach mir einmal sogar die Übernahme der Kosten für eine Staplerfahrer-Prüfung. Darüber freute ich mich wahnsinnig. 

Ich fand sogar einen Arbeitgeber, der hätte die Hälfte der Kosten übernommen. 

Aber das Arbeitsamt hat mich belogen und wollte plötzlich keinen Rappen mehr bezahlen!

Der tolle Job war weg.

Ich klage an!

Nach diesen vier Jahren Nervenkrieg, hatte ich bereits ein Alkoholproblem. 

Ich wurde ausgesteuert, und man machte mich zu einem IV-Fall. Ich war nicht mehr vermittelbar.

Ich klage an!

Die Politiker, Behörden, Arbeitgeber und die ganze Wirtschaft, 

weil sie die Jugend in die Aussichtslosigkeit, Sucht, Arbeitslosigkeit und Kriminalität treiben!

Hinter mir stehen 50'000 arbeitslose Jugendliche in der Schweiz.

Wir fordern: Das Recht auf Bildung und Weiterbildung für Jugendliche! 

Wir fordern: Genügend Ausbildungsplätze!

Wir fordern Das Ernstnehmen und die wirtschaftliche und staatliche Unterstützung für die beruflichen Anliegen der Jugend!

Ich klage an: 

Dass die Beschäftigungsprogramme nicht mehr angerechnet werden als Arbeitstage. Die Arbeitslosen erhalten lediglich das Taggeld und nicht wie vor der Volksabstimmung einen Lohn, und sie werden auch nach Ablauf der Stempelzeit nicht mehr wie früher als Arbeitstage angerechnet.

Ich klage mich an das ich eine Ausbildung als Arztsekretärin absolviert habe. 

Mein Wunsch war, in einem Spital zu arbeiten in der Patientenaufnahme, und meine Dienste in einer Gemeinnützigen Institution oder in einem Spital zu Gunsten der Menschheit einzusetzen.

Nach erfolgloser Suche nach einer Arbeitsstelle, habe ich endlich ein Praktikum als Arztsekretärin gefunden in einer Praxis. Der Arzt versprach mir, das ich eine reale Chance hätte mit diesem Praktikum als Arztsekretärin, um mich wieder einzugliedern in die Wirtschaft. Ich habe mein Diplom als Arztsekretärin erfolgreich abgeschlossen mit einem Notendurchschnitt von 5.3. Ich glaubte ihm und habe mich gefreut, endlich einen Arbeitgeber zu finden, der mir die Chance gab, um zu arbeiten. 

Nach Ablauf meines Praktikums bekam ich die Aussage des Arztes, dass er mit meiner Leistung zufrieden war, mich jedoch nicht als Arztsekretärin beschäftigen könnte. Nur weiterhin als Praktikantin. 

Ich antwortete ihm, dass dies nicht möglich wäre, weil meine Stempelzeit zu Ende war. Er jedoch so frech, kündigte einer Praxishilfe und stellte eine neue Kraft ein, die in Ausbildung war. 

Nach mehrmaligem Anfragen meinerseits, hat er sich nur schriftlich bei mir für meinen Einsatz bedankt, und mir auf meinem weiteren Berufsweg viel Glück und Erfolg gewünscht.

Weil das Arbeitsamt mir mein zustehendes Taggeld weiter bezahlt hat, egal ob ich arbeitete oder nicht, hat ihn mein Einsatz keinen einzigen Franken gekostet. Ich war für ihn eine kostenlose Arbeitskraft.

Nach Ablauf meiner Stempelzeit stellte ich fest, das ich somit keinen ausreichenden Zwischenverdienst geleistet habe, da mir das Praktikum nicht angerechnet wurde. 

Nun bin ich ausgesteuert und Sozialhilfeempfängerin. Ich hoffe nach wie vor, in das Arbeitsleben wieder eingegliedert zu werden.  

Stellen Sie sich vor: Ich schreibe bis zu 40 Bewerbungen pro Monat und habe bis zum heutigen Tag noch keine Arbeitsstelle.

Ich wurde zu einem Zweitklass-Menschen gemacht.

Ist hier irgend jemand da, der mir eine Stelle hat???

Ich fordere:

Dass die Beschäftigungsprogramme für Arbeitslose als Arbeitstage angerechnet werden. Da sonst jeder Arbeitslose kostenlose Sklavenarbeit für Arbeitgeber leisten muss.

Und dass die Arbeitslosen einen realen Lohn erhalten, für ihre geleistete Arbeit.

Anklagen ALV / IV / Sozialhilfe                                                               
Ich klage an ...

mich selbst, weil ich vor zehn Jahren beim falschen Arbeitgeber eine Kaderstelle angenommen habe. Drei Jahre später ging die Firma in Konkurs, und somit wurde ich zum minderwertigen Menschen der Gesellschaft gemacht.

Ich klage an ...

die Regionale Arbeitsvermittlung, 

weil sie mir sehr viel Arbeitslosen-Taggeld abgezogen hat, da ich meine mehr als mindesterforderlichen Bewerbungen, anstatt in 30 Tagen, bereits in zwei Wochen erledigte.

Ich klage an ... 

Dass mir durch ehrenamtliche Tätigkeit – zur Strafe - von der Regionalen Arbeitsvermittlung weitere Taggelder abgezogen wurden! Damit geriet ich mit meiner Familie unter das Existenzminimum.

Ich klage an ...

Die Regionale Arbeitsvermittlung, weil sie mich, als Ex-Marketingplaner, zu einem geschützten Beschäftigungs-Programm zwang. 

Die Folge war jedoch, dass diese Zwangsmassnahme in meinem Lebenslauf ein so schlechtes Zeugnis hinterliess, dass im normalen Arbeitsmarkt meine künftigen beruflichen Chancen radikal und endgültig zerstört wurden.

Ich klage an ...

Weil die Regionale Arbeitsvermittlung mich mit weiteren Taggeldkürzungen zur Anmeldung der Invalidenversicherung zwingen wollte. 

Dabei war ich damals kerngesund!

Ich klage an ...

Weil mein sämtliches Auflehnen im Rahmen des Gesetzes gegen diese Willkür und das ganze irrsinnige System, mich zum unkooperativen, und Vermittlungs-Unfähigen Arbeitslosen abstempelte. 

Ich war chancenlos. 

Dabei wollte ich nur meine Menschenwürde behalten.

Ich klage an ...

Zusammen mit Tausenden von weiteren Arbeitslosen, die zum Opfer der Behördenwillkür gemacht wurden.

Dies ist meine Geschichte, 

und nun stehe ich da, 

bin vom Sozialamt abhängig, 

warte endlos auf meine Invalidenrente, 

Zeit die ich nicht habe .....

... denn ich bin heute teilgelähmt, 

... weil ich Lungenkrebs habe!

Wir fordern: Gemäss der Europäischen Menschenrechtskonvention die Abschaffung des Arbeitszwanges.

Anklagen Sozialhilfe / IV                                                                                 
Ich klage an ...

Meine eigene Blindheit, ... weil ich als Krankenschwester immer auf unser hoch gelobtes und sooooo gerechtes Sozialsystem vertraut habe!

Die Welt und mein Leben war völlig in Ordnung,

bis ich ... wegrationalisiert wurde.

Stempeln konnte ich nicht lange, denn meine Gesundheit liess mich bald im Stich. Der Schritt zum Sozialamt war unumgänglich. 

Aus Spargründen hat die Wohngemeinde mich und meine Familie in eine Nachbargemeinde abgeschoben. Das war ein Zwangsumzug!

Man versprach uns, die Sozialhilfeleistungen ohne Unterbruch in der neuen Gemeinde zu übernehmen. 

Scheibenkleister! Von wegen ohne Unterbruch! ... Monatelang lebten wir von Freunden und verschuldeten uns.

Wir haben von der neuen Wohngemeinde bis heute noch keinen Rappen gesehen!

Ich klage an ...

Durch diese hinterhältigen Machenschaften der Gemeinden, bin ich und meine Familie heute noch in der Schuldenfalle gefangen!

Dann kam doch noch endlich die Sozialhilfe! 

Mit ihren Zwangsmassnahmen.

Und Sozialhilfe-Kürzungen, bis unter das Existenzminimum! 

Wissen Sie übrigens, dass somit für meine Vierköpfige Familie, monatlich zwischen 400 und 500 Franken fehlen?

Sehen Sie den Einkaufswagen dort?

All diese Einkäufe an Lebensmittel und Haushaltsartikel fehlen uns jeden Monat! 

Der gesunde Bio-Wagen – wie Sie sehen – steht leer! Leider können wir uns das nie leisten. Auch nicht hier als Requisit!

Ich habe ein behindertes Kind, einen krebskranken Mann, und seit drei Jahren leide ich unter MS. 

Meine ganze Familie – nicht nur ich – warten seit Jahren auf die Invalidenrente. 

Was unsere Armut verschlimmert.

Die Behörden kennen keine wahre Armut. Denn Armut gibt es ja nicht, in der Schweiz.

Falsch! Ich bin eine vom Staat verschwiegene Arme!

Und weil ich arm bin, werde ich als Kriminelle behandelt. 

Denn infolge der Schulden, werde ich polizeilich abgeholt, in Haft gesteckt und dem Betreibungsamt für eine simple Unterschrift vorgeführt.

Dabei werde ich gedemütigt, diskriminiert, angeschrien, bedroht, psychisch vergewaltigt, und menschenverachtend behandelt. 

Dass ich MS-Patientin bin, interessiert niemanden. 

Ich klage an ...

Dass auf keinem Sozialamt, die wahre Existenzsicherung geleistet wird. Dass man belogen und betrogen wird. 

Wir fordern: Die Grundsicherung von monatlich 3000 Franken für Sozialhilfe- und Invalidenrentenbezüger, pro Person! 

Wir fordern: Ein Verbot des amtlichen Umzugszwangs und des Behörden-Hürdenlaufs!

Ich klage an ...

mich selbst 

weil ich mich nicht getraue,

hier zu klagen

aus Angst
vor neuen amtlichen und staatlichen Repressionen!

Wir fordern: 

Die Einstellung sämtlicher repressiver Massnahmen von Staats- und Amtspersonen!

